
 

 

 

Resolution 
 

Wir sagen „Nein!“ zur Honorarkürzungen für Psychotherapie!  
Gefährdung der Versorgung und Abwertung des Berufs jetzt verhindern! 
 
Beschluss der Delegiertenversammlung der Psychotherapeutenkammer Hessen vom 18. April 2026 

 
Die Entscheidung des Erweiterten Bewertungsausschusses zur Kürzung der Honorare für 

psychotherapeutische Leistungen um 4,5 Prozent sowie die Vorschläge der Finanzkommission zu 

weiteren Einschränkungen trifft auf ein Versorgungssystem, das bereits seit Jahren unter erheblichem 

Druck steht. Die Nachfrage nach psychotherapeutischer Behandlung ist kontinuierlich gestiegen, lange 

Wartezeiten auf Therapieplätze haben sich entwickelt. Gleichzeitig leiden auch 

Psychotherapeut*innen unter steigenden Praxiskosten und Inflation. Unter diesen Umständen 

Honorare zu kürzen ist aus Sicht der Delegiertenversammlung der PTK Hessen absolut inakzeptabel. 

 

Psychotherapeut*innen leisten einen unverzichtbaren Beitrag zur Versorgung psychisch erkrankter 

Menschen und arbeiten bereits heute unter hohen Anforderungen, die neben den 

Behandlungssitzungen auch Vor- und Nachbereitung sowie umfangreiche Dokumentation und viele 

weitere organisatorische und bürokratische Tätigkeiten umfassen. Die Berechnungsgrundlage der 

Kürzungen bilden die tatsächlichen Arbeits- und Kostenstrukturen psychotherapeutischer Praxen nicht 

einmal annähernd realitätsgerecht ab.  

 

In Zeiten zahlreicher globaler politischer Krisen, weltweiter wirtschaftlicher Umbrüche, steigender 

Arbeitslosigkeit und Wohnungsnot und sinkendem gesellschaftlichem Zusammenhalt wachsen Ängste 

und Verunsicherungen in der Bevölkerung. Alles führt zu steigendem Bedarf in der 

psychotherapeutischen Versorgung. Dieser betrifft vor allem auch Kinder und Jugendliche, die seit der 

Corona-Pandemie in eine immer prekärere Lage kamen – es geht bei allen Angriffen auf die 

Psychotherapie, die sich einreihen in weitere Angriffe auf den Sozialstaat, auch um den Schutz der 

Schwächsten der Gesellschaft, die zunehmend von Entsolidarisierung betroffen sind.    

  

Eine Reduzierung der Vergütung in einem Bereich mit wachsendem Bedarf und hoher 

gesellschaftlicher Bedeutung steht im Widerspruch zu den Versorgungsrealitäten und untergräbt die 

Bemühungen, psychische Gesundheit nachhaltig zu stärken. Erforderlich sind auch zukünftig 

verlässliche Rahmenbedingungen  für die wichtige Arbeit unserer Profession:  

 
Vor diesem Hintergrund fordert die Delegiertenversammlung der PTK Hessen: 
 

➢ Das Bundesministerium für Gesundheit auf, den Beschluss des Erweiterten 
Bewertungsausschusses zu beanstanden. 

➢ Die Rücknahme der Honorarkürzung für Psychotherapie durch den Erweiterten 
Bewertungsausschuss. 

➢ Keine weiteren Kürzungen wie durch die FinanzKommission Gesundheit vorgeschlagen. 
 
 
 



 

 

➢ Die Sicherstellung einer flächendeckenden psychotherapeutischen Versorgung durch eine 
neue Bedarfsplanung. 
 

➢ Die Einführung einer separaten Bedarfsplanung für Kinder und Jugendliche. 
 

➢ Abwehr aller Angriffe auf die wissenschaftlich anerkannten Psychotherapieverfahren und 
deren unterschiedliche Arbeitserfordernisse.  

 
 


